
 

 

Dritter Umsetzungsbericht zum Landesprogramm für jüdisches Leben in Sachsen-

Anhalt und gegen Antisemitismus 

 

Einleitung 

 

Die Landesregierung hat die Staatskanzlei und Ministerium für Kultur mit Beschluss vom 

21. November 2023 gebeten, ihr „zum Ende der Legislaturperiode einen nächsten 

Umsetzungsbericht“ zum „Landesprogramm für jüdisches Leben in Sachsen-Anhalt und 

gegen Antisemitismus“ vorzulegen. Dies geschah im Rahmen der Kenntnisnahme des 

Zweiten Umsetzungsberichtes zum Landesprogramm. Gemäß Beschluss wurde der Bericht 

im Anschluss redaktionell bearbeitet und der Öffentlichkeit präsentiert (als Update 2024 

einsehbar unter: https://lsaurl.de/8Q07DM.  

 

Dieser „Dritte Umsetzungsbericht“ bietet eine komprimierte Bewertung des in den 

vergangenen Jahren Erreichten sowie Hinweise auf die Aufgaben, die für Landesregierung 

und Landtag in den kommenden Jahren wichtig sind. Er ist federführend durch den 

„Ansprechpartner für jüdisches Leben in Sachsen-Anhalt und gegen Antisemitismus“ (AA) 

erstellt, der in der Staatskanzlei und Ministerium für Kultur dem Ministerpräsidenten 

zugeordnet ist. Zuarbeiten aller Ressorts, des jüdischen Landesverbandes, des „Beirat für 

jüdisches Leben des Landes Sachsen-Anhalt“, der Meldestelle RIAS Sachsen-Anhalt, der 

Beratungsstelle OFEK Sachsen-Anhalt, der jüdischen Museen und weiterer Institutionen 

sind eingeflossen.  

 

Das Landesprogramm, erstmals beschlossen im Oktober 2020, wurde ursprünglich 

entwickelt, um nach dem antisemitischen Anschlag vom 9. Oktober 2019 in Halle einer 

Verengung der Wahrnehmung jüdischen Lebens auf die Aspekte der Sicherheit 

entgegenzuwirken und in der gesamten Breite von Politik und Gesellschaft unseres Landes 

Unterstützung für das jüdische Leben zu bewirken. Der Landtag hat das Programm 

nachdrücklich unterstützt und seine Umsetzung gefordert. In den Folgejahren hat der 

Landtag zu einzelnen Aspekten weitere unterstützende Beschlüsse gefasst (z.B. 

Zustimmung zur Verlängerung der Staatsverträge, Beschlüsse zu Bildung, Polizei, Justiz). 

 

Das Landesprogramm war das erste seiner Art in Deutschland, auch die Programme von 

Bund und EU folgten später. Inzwischen fügt es sich in eine Vielzahl von ähnlich 

ausgerichteten Programmen und Initiativen ein. Ebenso greifen zahlreiche Beschlüsse des 
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Deutschen Bundestages, des Bundesrates, der Konferenz der Regierungschefinnen und 

Regierungschefs sowie von Ministerkonferenzen die Thematik auf. 

 

Insofern ist – auf Bundesebene wie für Sachsen-Anhalt – viel Positives bewirkt worden und 

die jüdische Gemeinschaft im Land erkennt dies auch ausdrücklich an. Im Verlauf der nun 

zu Ende gehenden Legislaturperiode sind in Sachsen-Anhalt unter anderem zwei neue 

Synagogen eröffnet und beide Staatsverträge verbessert und neu in Kraft gesetzt worden.  

 

Zugleich macht die Entwicklung der letzten Jahre, insbesondere nach dem Terrorangriff der 

Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023, leider sehr deutlich, wie groß die Herausforderungen 

bleiben, wie sehr das Thema Sicherheit die Gesamtthematik überlagert und wie stark der 

Blick auf das jüdische Leben auch in Sachsen-Anhalt von internationalen Entwicklungen 

abhängig bleibt. Die jüdische Gemeinschaft sieht sich derzeit weltweit zunehmender 

Feindseligkeiten ausgesetzt. Dies zeigt sich auch in Sachsen-Anhalt anhand einer 

kontinuierlich hohen Gefährdungslage für als jüdisch erkennbare Einrichtungen und in 

antisemitischen Vorfällen auf hohem Niveau.  

 

Deshalb ist es notwendig, die Umsetzung des Landesprogramms auch in den kommenden 

Jahren weiter mit Priorität voranzutreiben, in enger Abstimmung mit dem Bund und den 

anderen Ländern initiativ zu bleiben und damit auch der jüdischen Gemeinschaft im Land 

uneingeschränkt die weitere Unterstützung und Ermutigung des Landes zu signalisieren. 

 

Der Bericht orientiert sich am bisherigen Aufbau des Landesprogramms mit seinen 16 

Kapiteln. Pro Kapitel stellt er die unverändert prioritären Ziele aus dem Update 2024 vor und 

schließt Aussagen zur Umsetzung und notwendigen Weiterentwicklung an. Wichtige 

Beschlüsse der letzten Jahre sowie einige Zuarbeiten sind dem Bericht als Anlagen 

beigefügt. 
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1. Antisemitismus erkennen und sichtbar machen 

 

Die prioritären Ziele sind: 

➢ Dauerhafte Etablierung von RIAS Sachsen-Anhalt 

➢ Bessere Verknüpfung der Informationen von Meldestelle, Polizei, Justiz und 

zivilgesellschaftlichen Akteuren zu einem ganzheitlichen Bild 

➢ Fortführung des Runden Tisches zu antisemitischer Gewalt in Sachsen-Anhalt 

➢ Impulse für eine vertiefte gesellschaftliche Debatte zum Thema Antisemitismus und zu 

anderen Formen von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 

 

Die durch MI jährlich vorgelegte PMK-Statistik zeigt für Sachsen-Anhalt eine kontinuierlich 

hohe Zahl antisemitisch motivierter Straftaten, wobei das Meldeverhalten nach wie vor 

gering und das Dunkelfeld hoch ist; eine „Dunkelfeldstudie“ kann hierzu weiteren Aufschluss 

geben. Gleiches gilt für das ergänzende Monitoring durch die zivilgesellschaftliche 

Meldestelle RIAS Sachsen-Anhalt. Diese ist inzwischen etabliert und gut vernetzt, kommt 

aber beim Monitoring in kleinstädtischen und ländlichen Räumen an ihre Grenzen. Die 

Förderung der StK erfolgt über mehrjährige Zuwendungsbescheide. Im Sinne von mehr 

Nachhaltigkeit sollte eine institutionelle Förderung geprüft werden. 

 

Die Zusammenarbeit von Landespolizei und RIAS wird durchweg als gut eingeschätzt. Ein 

Informationsaustausch und gegenseitige Beratung erfolgen im Rahmen der jeweiligen 

Zuständigkeiten. Unter Federführung AA tagt halbjährlich ein „Runder Tisch zu 

antisemitischer Gewalt“ mit Sicherheitsbehörden (MI, LKA und Landespolizei), RIAS und 

OFEK, der Mobilen Opferberatung, MJ, dem Antisemitismus-Beauftragten bei der 

Generalstaatsanwaltschaft und dem jüdischen Landesverband. Dieses Format hat sich gut 

bewährt und soll fortgesetzt werden. 

 

Die gesellschaftliche Wahrnehmung des Themas Antisemitismus ist durch beständig 

auftretende Vorfälle der letzten Jahre, die in der Regel Signalcharakter haben, geprägt und 

in hohem Maße belastet durch divergierende ideologische Einflüsse. Impulse für eine 

„vertiefte gesellschaftliche Debatte“ zu geben bleibt insofern ein wichtiges und zugleich sehr 

ambitioniertes Ziel. Es ist wichtig, Formate für sehr unterschiedliche Zielgruppen (von 

Hochschulen und Kultur bis Fanclubs, Feuerwehren, Gewerkschaften) zu finden. Der 

Sachsen-Anhalt Monitor 2025 gibt in einem Schwerpunktkapitel Einblicke in die 

Einstellungen der Bevölkerung (https://lsaurl.de/obAJ3h). 
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2. Sicherheit der jüdischen Gemeinschaft 

 

Die prioritären Ziele sind: 

➢ Kontinuierliche Erfüllung der durch den Sicherheits-Staatsvertrag gegebenen Zusagen 

➢ Beibehaltung einer der Situation angemessenen Polizeipräsenz 

➢ Fortsetzung der guten Zusammenarbeit zwischen der Landespolizei und den jüdischen 

Gemeinden auf allen Ebenen 

 

Die Landesregierung hält Wort: In den letzten Jahren wurden, ausschließlich mit 

Landesmitteln, alle vom LKA für notwendig eingeschätzten baulich-technischen 

Sicherungsmaßnahmen an Gebäuden der jüdischen Gemeinschaft durchgeführt. In den 

nächsten Jahren stehen Wartung, Instandsetzung und Bewachung im Vordergrund. 

Weiterhin gilt: Alles, was aus Sicherheitsgründen notwendig ist, wird getan.  

 

Der „Vertrag des Landes Sachsen-Anhalt mit der Jüdischen Gemeinschaft zu baulich-

technischen Sicherungsmaßnahmen, deren Wartung und zu Wachpersonal“ wurde aktuellen 

Änderungsbedarfen angepasst. Sie betreffen eine Aktualisierung der Standorte, die 

Dynamisierung der Wachkosten ab dem 1. Januar 2027 und die Verlängerung der Laufzeit 

auf zehn Jahre. Durch das LKA werden die Einschätzungen zur Gefährdungslage 

fortgeschrieben sowie sicherungstechnische Empfehlungen erstellt. Der novellierte Vertrag 

ist seit dem 6. November 2025 gesetzlich in Kraft.  

 

Die Erfüllung der durch den Sicherheits-Staatsvertrag gegebenen Zusagen bleibt dauerhaft 

ein prioritäres Ziel. Gleiches gilt für die Beibehaltung einer der Situation angemessenen 

Polizeipräsenz. Auf Basis der LKA-Expertisen werden alle notwendigen Schutzmaßnahmen 

durch MI angeordnet und durch die Polizeiinspektionen durchgeführt. 

 

Die Behördenleitungen, bzw. benannte Vertreter, der Polizeiinspektionen stehen den 

jüdischen Gemeinden jederzeit als verlässliche und vertrauliche Ansprechpartner zur 

Verfügung. Sie führen regelmäßig Gespräche mit ihnen, insbesondere um einen 

regelmäßigen Austausch zu anstehenden Veranstaltungen zu gewährleisten. Ergänzend 

wirkt der erwähnte „Runde Tisch“ in der Staatskanzlei. Diese kontinuierliche und 

vertrauensvolle Kommunikation zwischen Gemeinden und Sicherheitsbehörden soll auch 

zukünftig Bestand haben und weiter vertieft werden. 
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3. Stärkung der Prävention im Sicherheitsbereich 

 

Die prioritären Ziele sind: 

➢ Stärkung der Präventionsmaßnahmen der Sicherheitsbehörden als Daueraufgabe - 

insbesondere im niedrigschwelligen Bereich 

➢ Weitere Verbesserung der Kommunikation zwischen Sicherheitsbehörden, jüdischen 

Gemeinden und Zivilgesellschaft, unter anderem mit Hilfe des Polizeirabbinats 

 

Die Präventionsmaßnahmen der Sicherheitsbehörden werden kontinuierlich umgesetzt, der 

polizeiliche Opferschutz wurde verstetigt. Er steht potenziell Betroffenen zur Verfügung. Der 

Austausch mit den Sicherheitsbehörden besteht als Daueraufgabe auf genereller und 

anlassbezogener Ebene. 

 

MI und der jüdische Landesverband sind auf Basis einer separaten Vereinbarung gut 

vernetzt. Demnach erfolgen die Wissensvermittlung und die Etablierung eines Austausches 

zu jüdischem Leben innerhalb der FH Polizei jeweils in den Bereichen der Ausbildung, des 

Studiums und der Fortbildung. Ein Polizeirabbiner gestaltet festgelegte Bildungsmodule. 

Junge Polizeianwärterinnen und -anwärter begegnen bereits in frühen Ausbildungsphasen 

dem jüdischen Leben als Teil einer pluralen, kulturell vielfältigen Gesellschaft, in der 

historisches Wissen, interkulturelle Sensibilität und kommunikative Kompetenz zunehmend 

an Bedeutung gewinnen. Ein intensiver Austausch zwischen MI, FH Polizei und 

Landesverband zur Planung von Veranstaltungen, Seminaren und Begegnungsformaten 

findet statt. Weitere Partner (Stiftung Gedenkstätten, Landeszentrale für politische Bildung, 

Moses-Mendelssohn-Akademie Halberstadt) sind einbezogen. 

 

Die Entwicklung eines strukturierten Bildungs- und Begegnungsangebotes, das gezielt die 

interkulturelle Handlungssicherheit sowie die demokratische Werteorientierung der Polizei 

stärkt, soll fortgesetzt werden. In den nächsten Jahren sollen unterschiedliche Formate der 

politischen Bildung, der interkulturellen Begegnung sowie der praxisorientierten 

Sensibilisierung kombiniert werden. Sie sind als langfristiger Bildungsprozess angelegt und 

verbinden Auftaktformate, Begegnungsangebote, historisch-politische Lernformate, 

internationale Erfahrungen sowie Reflexions- und Transferveranstaltungen miteinander. Ziel 

ist es, über punktuelle Einzelmaßnahmen hinaus eine nachhaltige Lernstruktur zu 

etablieren, die sowohl kognitives Wissen als auch persönliche Erfahrungen einbezieht. 

Langfristig stärkt das Projekt eine moderne, demokratisch verankerte Polizeikultur, die auf 

Respekt, Professionalität und Dialogfähigkeit basiert. 



6 
 

Ein weiteres Ziel für die kommenden Jahre und in Abhängigkeit der sicherheitspolitischen 

Lage ist die Durchführung einer mehrtägigen Studienreise nach Israel, die sich 

insbesondere an Bachelorstudierende der FH Polizei richtet.  

 

 

4. Konsequente Rechtsanwendung 

 

Die prioritären Ziele sind: 

➢ Stärkung des Vertrauens in den Rechtsstaat durch intensivere Kommunikation der 

Justiz mit den Betroffenen  

➢ Verstetigung der Aus- und Fortbildungsangebote für Polizei und Staatsanwaltschaften 

einhergehend mit der Sensibilisierung für Opferbelange 

➢ Verstetigung der Kommunikation zwischen Sicherheitsbehörden, jüdischen Gemeinden 

und der Zivilgesellschaft 

➢ Erstellung eines Leitfadens zur strafrechtlichen Verfolgung antisemitischer Straftaten 

 

Die Einrichtung eines Antisemitismus-Beauftragten bei der Generalstaatsanwaltschaft trägt 

zur Verbesserung des Aus- und Fortbildungsangebots für Polizei und Justiz bei. Erwünscht 

ist auch eine Vermittlungs-(Dolmetscher-)Funktion für betroffene Personen und Institutionen. 

Hilfreich ist außerdem der fachliche Austausch mit den Justiz-Beauftragten anderer Länder 

zu einschlägigen Verfahrensständen, Entscheidungen und Kommentaren. Die Stelle sollte 

daher verstetigt und hinreichend ausgestattet werden. Eine direkte Mitwirkungsmöglichkeit 

in Verfahren hält MJ derzeit für nicht zielführend. Diesbezügliche Erfahrungen in den 

anderen Ländern sollten aber im Blick behalten werden.  

 

Ein „Leitfaden zum Erkennen und zur Verfolgung antisemitischer Straftaten“ wurde erarbeitet 

und soll turnusmäßig fortgeschrieben werden. Es sollte geprüft werden, ob auch eine 

„Handreichung für Betroffene“ erarbeitet werden kann. 

 

In den letzten Jahren hat es mehrere Initiativen zur Schärfung des Strafrechts gegeben, 

weitere sind in Vorbereitung. Entsprechende Initiativen über den Bundesrat, die 

Justizministerkonferenz oder die Bund-Länder-Konferenz der Antisemitismusbeauftragten 

(BLK) sollte Sachsen-Anhalt unterstützen, sofern Strafbarkeitslücken damit wirksam 

geschlossen werden können.  

 

Zu Anwendung und Wirkung des verschärften Strafrechts liegen in Sachsen-Anhalt keine 

systematischen Erkenntnisse vor. Aus Sicht der jüdischen Gemeinschaft liegt in der 
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konsequenten Rechtsanwendung der zentrale Schlüssel zum Vertrauen in den 

handlungsfähigen Rechtsstaat. Auf der Basis des „Leitfadens“ gilt in Sachsen-Anhalt die 

Dienstanweisung, Verfahren mit antisemitischem Bezug konsequent nicht einzustellen. 

 

(Ruf)Bereitschaften bei den Staatsanwaltschaften bestehen. Einer „präventiven“ 

Hinzuziehung von Staatsanwälten in besonders begründeten Fällen (etwa im Vorfeld von 

Kundgebungen, bei denen absehbar antisemitische Straftaten zu erwarten sind) begegnen 

rechtliche Bedenken. Möglichkeiten einer proaktiveren Handhabung (wie etwa in Berlin 

praktiziert) sollten nach Auffassung des AA im Blick behalten werden.  

 

Die geltenden versammlungsrechtlichen Regelungen hält MI derzeit für ausreichend. 

Erfahrungen andernorts sollten aber auch hier kontinuierlich ausgewertet werden. 

 

 

5. Gegen Radikalisierung im Netz und in den Medien 

 

Die prioritären Ziele sind: 

➢ Vernetzung und Austausch der „Zentralstelle zur Bekämpfung von Hasskriminalität im 

Internet“ mit Vertreterinnen und Vertretern von Interessengruppen betroffener Personen 

und Beratungsstellen des Landes 

➢ Verstärkung der Initiativen des Landes im Bereich Kinder- und Jugendschutz 

 

Hass und Hetze im Netz nehmen kontinuierlich zu. Maßnahmen zur Prävention und 

Regulierung greifen vorwiegend überregional. Die Vernetzung der „Zentralstelle zur 

Bekämpfung von Hasskriminalität im Internet“ bei der StA Halle mit der jüdischen 

Gemeinschaft und mit zivilgesellschaftlichen Beratungsstellen bedarf der Vertiefung. 

 

Im Dezember 2025 ist der novellierte Jugendmedienschutz-Staatsvertrag, der auch den 

technischen Schutz verbessert, in Kraft getreten. Es ist kontinuierlich zu prüfen, ob die darin 

enthaltenen Regelungen sowie die im Digitale-Medien-Staatsvertrag vorgesehene 

Weiterentwicklung der Medienregulierung für den nötigen Schutz geeignet sind und auch 

angewendet werden. Projekte und Kampagnen, die gegen digitalen Antisemitismus wirken, 

verdienen Unterstützung, darunter auch weiterhin die Förderung der Beratungsstelle “fair 

sprechen“. 

  



8 
 

6. Hilfe und Empowerment für die Betroffenen 

 

Prioritäres Ziel ist: 

➢ Dauerhafte Etablierung eines community-basierten Angebots im Beratungsnetzwerk 

Sachsen-Anhalt 

 

Ein community-basiertes Angebot hat sich in den letzten Jahren als zentrale Ergänzung 

erwiesen. Zum Beratungsnetzwerk Sachsen-Anhalt gehört deshalb die Beratungsstelle 

OFEK Sachsen-Anhalt. Diese konnte sich im Laufe der letzten Jahre im Land etablieren und 

wird intensiv in Anspruch genommen. Aufgrund der bisherigen Förderstruktur konnte jedoch 

eine dauerhafte Etablierung und hinreiche Ausstattung bisher nicht erreicht werden. 

 

Die Beratungsstelle wird in Form einer Projektförderung über das Landesdemokratiezentrum 

bezuschusst. Die aktuelle Bewilligung, abhängig vom Bundesprogramm „Demokratie 

leben!“, läuft bis Ende 2026. Eine Fortführung darüber hinaus wird angestrebt. Diese 

Ausstattung der Beratungsstelle spiegelt jedoch nicht den tatsächlichen Bedarf, verstärkt 

nach dem Terrorangriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023, der auch zu einem 

erhöhten Aufwand hinsichtlich institutioneller Beratung führte (Vereine, Verbände, Schulen, 

Kultur, Hochschulen etc.) und weiterhin hoch ist. Über den Förderarm „Bundeszentrale 

Infrastrukturen“ von „Demokratie leben!“ konnte dieser Bedarf bisher zumindest teilweise 

gedeckt werden, dies steht jedoch derzeit im Zuge der Neuaufstellung des 

Bundesprogramms zur Disposition.  

 

MS hat zugesagt, sich für eine auskömmliche und mehrjährige Förderung von OFEK 

Sachsen-Anhalt beim Bund einzusetzen, die erweiterten Bedarfe bei der Gestaltung der 

derzeit in der Überarbeitung befindlichen Bundesrichtlinie sowie in der nachfolgenden 

Umsetzung mit zu berücksichtigen und sich diesbezüglich eng mit dem AA abzustimmen.  
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7. Blickfeldschärfung in allen Bereichen der öffentlichen Verwaltung 

 

Die prioritären Ziele sind: 

➢ Nutzung zeitgemäßer Materialien und Standards in allen Bereichen der öffentlichen 

Verwaltung 

➢ Die kommunale Ebene sollte in Zukunft stärker mit in den Blick genommen werden 

 

Auf Landesebene steht inzwischen viel Material zur Verfügung, um zeitgemäß Wissen über 

jüdische Geschichte, Religion und Kultur zu vermitteln und zum Umgang mit Antisemitismus 

aufzuklären. Gute Angebote wurden bereits in die Regelstrukturen der Aus-, Fort- und 

Weiterbildung implementiert. Das muss so weitergehen. Eine Evaluierung sollte 

kontinuierlich erfolgen.  

 

Die Bemühungen Richtung Kommunen stehen noch immer am Anfang. Rückmeldungen an 

den AA gibt es aus den Kommunen in der Regel erst, wenn eine kritische Situation 

entstanden ist. Es wäre sinnvoll, in Zukunft in jeder Landkreisverwaltung bzw. kreisfreien 

Stadt eine verbindliche Ansprechperson zu gewinnen. Sinnvoll wäre außerdem eine 

qualitätsvolle Implementierung der Thematik in die Bildungsangebote der kommunalen 

Spitzenverbände.  

 

Positive Ansätze ergeben sich aus Angeboten der Hochschule Harz im Bereich der 

allgemeinen Verwaltungsausbildung. Sie sollten verstetigt werden. 

 

 

8. Sensibilisierung der Zivilgesellschaft 

 

Die prioritären Ziele sind: 

➢ Gute finanzielle Ausstattung der bestehenden Programme und Initiativen auf Landes- 

und Bundesebene 

➢ Aufbau eines „Stolpersteine“-Netzwerks und Entwicklung einer „Stolperstein-App“ für 

Sachsen-Anhalt 

 

Sachsen-Anhalt ist das erste Land mit einer Regelung gegen Antisemitismus in der 

Verfassung. Andere Länder sind dem inzwischen gefolgt. Artikel 37a der Landesverfassung 

lautet: „Nichtverbreitung nationalsozialistischen, rassistischen und antisemitischen 

Gedankenguts: Die Wiederbelebung oder Verbreitung nationalsozialistischen 

Gedankenguts, die Verherrlichung des nationalsozialistischen Herrschaftssystems sowie 
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rassistische und antisemitische Aktivitäten nicht zuzulassen ist Verpflichtung aller staatlichen 

Gewalt und Verantwortung jedes Einzelnen.“ Bei Gelegenheit sollte geprüft werden, ob die 

Formulierung, dem Vorbild anderer Länder folgend, umfassender gefasst werden kann. 

 

Die Verfassungslage proaktiv zu kommunizieren, regulativ weiter zu verankern und dann mit 

Leben zu füllen bleibt eine wichtige Herausforderung. Regulativ ist dies bisher im 

Schulgesetz, im neuen „Gesetz zur Förderung der Kunst und Kultur“ und in den 

Zielvereinbarungen mit den Hochschulen umgesetzt worden; weitere Umsetzungen sollten 

folgen. Die Empfehlungen der Landesregierung an Körperschaften im Land, die IHRA-

Definition zur Grundlage ihres Handels zu machen, wie es das Land für sich selbst 

festgelegt hat, hat bislang keine Resonanz gefunden. 

 

Zum Vorschlag des AA, die Förderung durch das Land generell mit einer Distanzierung von 

Antisemitismus zu verbinden, hat MF rechtliche Bedenken, erachtet aber Regelungen auf 

Richtlinienebene für möglich. Die StK folgt dem Ansatz in der „Richtlinie zur Förderung 

jüdischen Lebens“ (Bezug zur IHRA-Definition) und im Kulturfördergesetz. MS verweist auf 

seine generelle Extremismusklausel, die auch der Bund verwendet. 

 

Projekte zur Unterstützung zivilgesellschaftlicher Initiativen werden, neben dem kleinen 

Förderprogramm beim AA, im Wesentlichen durch MS im „Landesprogramm für Demokratie, 

Vielfalt und Weltoffenheit“ gefördert, häufig in Verbindung mit dem Bundesprogramm 

„Demokratie leben!“. Die derzeit laufende Neukonzeption des Bundesprogramms hat 

insofern Auswirkungen auf die Landesförderung. Aus Sicht der Antisemitismus-Prävention ist 

es wichtig, dass die entsprechenden Projekte im Land nicht Schaden nehmen. Dafür sollte 

sich die Landesregierung gegenüber dem Bund nachdrücklich einsetzen. Bei der Förderung 

von Projekten mit Bezug zum Antisemitismus hat MS zugesagt, in Zukunft verstärkt die 

Expertise des AA einzubeziehen. 

 

Zivilgesellschaftliche Netzwerke formieren sich auch in Sachsen-Anhalt häufig um 

Erinnerungsorte, etwa ehemalige Gebetshäuser, Friedhöfe oder sog. „Stolpersteine“. Die 

App „Stolpersteine digital“ ist durch die Landeszentrale in Sachsen-Anhalt eingeführt. Die 

Landeszentrale ist nun dabei, möglichst viele bestehende Initiativen einzubeziehen und die 

von ihnen verlegten Stolpersteine digital abrufbar zu machen. Ein Netzwerk soll dem 

Erfahrungsaustausch und der Qualifizierung dienen. 

 

Zusätzliche Zielgruppen zu erreichen, etwa im Sport, bei der Feuerwehr, bei den Vereinen 

im ländlichen Raum, in Wirtschaft und Gewerkschaften, bleibt eine große Herausforderung.  
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9. Das heutige jüdische Leben stärken 

 

Die prioritären Ziele sind: 

➢ Fortführung der bestehenden Verträge 

➢ Fortführung des Pilotprojekts zum jüdischen Religionsunterricht und wenn möglich 

Ausweitung 

➢ Erfüllung der neuen Synagogen mit Leben 

➢ Gute Beziehungen zwischen allen jüdischen Gemeinden 

➢ Gute Beziehungen mit den Angehörigen der muslimischen Gemeinschaft 

➢ Fortsetzung und ggf. Erweiterung des Förderprogramms der Staatskanzlei 

➢ Ermutigung und Unterstützung für die nächste Generation 

 

Der bestehende Grundlagenvertrag des Landes mit der jüdischen Gemeinschaft wurde 

einvernehmlich an aktuelle Bedarfe angepasst. Er ist seit dem 23. April 2026 gesetzlich in 

Kraft und gilt für zehn Jahre. Damit hat Sachsen-Anhalt den modernsten und am 

großzügigsten ausgestatteten Staatsvertrag in Deutschland. Er eröffnet der weiteren 

Entfaltung jüdischen Lebens gute Möglichkeiten. Sie müssen genutzt werden.  

 

Das Land erhöht seinen jährlichen Zuschuss ab dem Haushaltsjahr 2027 beträchtlich, damit 

die Jüdische Gemeinschaft ihre religiöse und kulturelle Arbeit, die auch im Landesinteresse 

liegt, noch besser erfüllen kann. Die Institutionen des „Beirats für jüdisches Leben des 

Landes Sachsen-Anhalt“ und des „Ansprechpartners“ sind nun vertraglich festgeschrieben 

und sind im Benehmen mit der jüdischen Gemeinschaft zu besetzen. Das Zusammenwirken 

von Land und jüdischer Gemeinschaft wird konkretisiert: Der Landesverband nimmt die 

Belange der jüdischen Gemeinden gegenüber dem Land wahr. Seine Pflicht, dabei alle 

jüdischen Gemeinden zu beteiligen, wird ausdrücklich betont. Land und Kommunen betonen 

detailliert ihre Verpflichtung, Jüdinnen und Juden Bestattungen gemäß ihrem religiösen 

Ritus zu ermöglichen. Zusätzlich zum Museum Synagoge Gröbzig ist auch der Erhalt des 

historischen jüdischen Gebäudeensembles in Halberstadt berücksichtigt. Jüdisches Erbe 

und jüdische Kultur werden gefördert, darunter die landesweiten Kulturtage im dreijährigen 

Turnus.  

 

Jüdischer Religionsunterricht findet weiterhin als Pilotprojekt in Halle statt. Der Wunsch des 

Landesverbandes zur Überführung in ein ordentliches (gleichgestelltes) Lehrfach, 

landesweit und ggf. in digitaler Form, wird im MB geprüft. 

 



12 
 

Seit 2023 gibt es in Sachsen-Anhalt zwei neue Synagogen, deren Errichtung das Land stark 

unterstützt hat. Sie stärken die Wahrnehmung der jüdischen Gemeinschaft im Land 

erheblich, die Nachfrage nach Besuchen ist sehr groß. Die jüdische Gemeinschaft ist 

bemüht diese erweiterten Möglichkeiten nach innen wie nach außen zu nutzen.  

 

Die liberale Gemeinde in Magdeburg hat bisher keinen vergleichbaren Ort. Sie sollte 

ermutigt werden, auf Partner zuzugehen und sich ebenfalls um eine Verbesserung ihrer 

räumlichen Situation zu bemühen. 

 

Die Landesregierung wünscht sich eine gute Entwicklung für alle Gemeinden. Jüdisches 

Leben ist vielfältig und soll es auch in Sachsen-Anhalt sein. Für seine Wahrnehmung wird 

eine Beilegung des leider immer noch bestehenden Konfliktes um die Nutzung der 

Magdeburger Synagoge von großer Bedeutung sein.  

 

Die Förderrichtlinie beim AA, die gezielt Projekte zur Stärkung jüdischen Lebens unterstützt, 

die eine Anschubförderung brauchen, wurde bis Ende 2029 verlängert. Die Resonanz darauf 

ist sehr groß. Eine Fortführung, Erweiterung und finanzielle Erhöhung des Programms 

erscheinen deshalb wünschenswert.  

 

 

10. Schulische Bildung und Begegnung 

 

Die prioritären Ziele sind: 

➢ Berücksichtigung der durch KMK, Zentralrat und BLK formulierten Empfehlung im 

schulischen Alltag 

➢ Auswertung der Schulstudie des „Kompetenzzentrums antisemitismuskritische Bildung“ 

und Berücksichtigung ihrer Ergebnisse 

➢ Durchführung weiterer Fachtage für Lehrkräfte 

➢ Erarbeitung eines Gesamtkonzepts für außerschulische Lernorte  

➢ Konkrete Begegnung aller Schulkinder mit dem heutigen jüdischen Leben 

 

Die erwähnten Empfehlungen sollen in alle Phasen der Lehrerbildung einfließen und im 

schulischen Alltag berücksichtigt werden. Eine Handreichung zur praktischen Umsetzung in 

der Lehrkräftebildung liegt inzwischen vor. Durch unterschiedliche Akteure werden 

Lehrerfortbildungen zur Thematik angeboten. An der Martin-Luther-Universität ist ein 

ergänzender Zertifikatskurs in Vorbereitung, der im Herbst 2026 starten soll. 
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In den geltenden curricularen Grundlagen ist die Beschäftigung mit dem Judentum in 

Vergangenheit und Gegenwart und mit Antisemitismus fachbezogen sowie 

fächerübergreifend angelegt. Auch bei der Überarbeitung von Lehrplänen wird dieser 

Themenbereich nach wie vor als schulische Gesamtaufgabe verankert und im Rahmen der 

Kompetenzentwicklung in übergreifenden Bildungsbereichen wie Demokratiebildung und 

interkultureller Bildung durch entsprechende Vorgaben sowohl im Grundsatzband als auch 

in Fachlehrplänen ausgewiesen. Diese Bemühungen sind kontinuierlich fortzusetzen.  

 

Im Sinne der curricularen Verankerung wird für Schülerinnen und Schüler unterschiedlicher 

Altersstufen und Schulformen aktuell ein außerschulischer Bildungsort in Wittenberg 

(Arbeitstitel „Stätte der Mahnung“) entwickelt, der auf das antijüdische Schmährelief an der 

Wittenberger Stadtkirche Bezug nimmt. Die Eröffnung ist für November 2026 geplant.  

 

Die erwähnte Studie zu Antisemitismus im schulischen Kontext in Sachsen-Anhalt ist in 

mehreren Fachtagen vorgestellt worden. Ihre Ergebnisse fließen in die Arbeit des 

Lehrerfortbildungsinstituts ein. Wichtig ist die Stärkung der Handlungssicherheit von 

Lehrkräften, insbesondere von Schulleitungen. Für die Fortführung der Fachtage braucht es 

geeignete Formate, die in der schulischen Praxis unterstützen. Community-basierte 

Expertise sollte kontinuierlich einbezogen werden. 

 

Wie erwähnt ist die Nachfrage nach dem Besuch der Synagogen sehr groß, insbesondere 

durch Schulen. Für die Gemeinden ist das sehr herausfordernd. Ansätze zu digitalen 

Formaten sind wertvoll, können aber die persönliche Begegnung nicht ersetzen.  

 

Die LpB hat eine Kooperation mit dem jüdischen Landesverband auf den Weg gebracht, um 

„jüdische Orte“ (ehemalige und heutige) in die Förderung von Gedenkstättenfahrten 

aufzunehmen. Dies bedarf der langfristigen personellen und finanziellen Absicherung. Der 

Landtag unterstützt erfreulicherweise dieses wichtige Anliegen (Drs. 8/6558).  

 

Es wäre hilfreich, das Programm „Meet a Jew“ des Zentralrats in Sachsen-Anhalt besser zu 

verankern; bisher wird es im Land nur sporadisch genutzt. Gerade Regionen mit kleinen 

jüdischen Gemeinden, die die notwendigen Bedarfe an Begegnung mit heutigem Leben 

kaum abdecken können, brauchen hier eine überregionale Unterstützung. Ein Angebot des 

AA, hier mitzuhelfen, steht.  
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11. Demokratiebildung 

 

Die prioritären Ziele sind: 

➢ Weitere Unterstützung für die Landeszentrale für politische Bildung  

➢ Weitere Vertiefung der Zusammenarbeit mit verschiedenen ausländischen 

Gedenkstätten 

➢ Ausreichende Möglichkeiten zur Durchführung von Schulfahrten und 

Gedenkstättenbesuchen 

 

Die LpB ist durch Integration in das Erwachsenenbildungsgesetz auf eine verbesserte 

rechtliche Grundlage gestellt worden. Ihre erwähnten Aktivitäten (Stolpersteine-Initiative, 

Gedenkstättenfahrten) wurden bisher im Landeshaushalt abgesichert. Dies sollte verstetigt 

werden. 

 

Kooperationen der LpB mit der Gedenkstätte Treblinka und mit dem „Museum Haus der 

Familie Pilecki“ in Ostrów (Polen), die dem Jugendaustausch und Wissenstransfer dienen, 

sind im Aufbau und brauchen weitere Unterstützung. Mit der Stiftung Auschwitz-Birkenau 

werden Möglichkeiten zum Ausbau der Zusammenarbeit ausgelotet, vor allem mit Blick auf 

eine Ergänzung zu den Gedenkstättenfahrten. So wird eine Aufnahme des digitalen Live-

Rundgangs „Auschwitz. In front of your eyes” ins Portfolio der LpB angestrebt. 

 

Die Möglichkeiten des geplanten Yad Vashem Holocaust-Bildungszentrums in Deutschland 

mit Sitz in München und einer Außenstelle in Leipzig sollten auch für Sachsen-Anhalt 

nutzbar gemacht werden. Bildungsreisen nach Israel und internationale Schulprojekte 

sollten wieder ermöglicht werden, sobald die Sicherheitslage es erlaubt. MB eruiert mit dem 

Mashmaut Holocaust Center in Kiryat Motzkin, der Partnerstadt Magdeburgs, Optionen zum 

Austausch und für gemeinsame Projekte. 

 

„Demokratiebildung“ ist zentraler Bestandteil der bereits erwähnten Bemühungen des MS 

zur Stärkung zivilgesellschaftlichen Engagements.  
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12. Wissenschaft und Forschung 

 

Die prioritären Ziele sind: 

➢ Fortsetzung der begonnenen Maßnahmen und eine bessere Vernetzung der Akteure, 

auch unter Einbeziehung der jüdischen Gemeinschaft 

➢ Einwerbung von BMBF-Mitteln für ein einschlägiges Projekt in Sachsen-Anhalt 

 

Die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) hat aufgrund zahlreicher Vorfälle bundesweit einen 

eigenen Antisemitismusbeauftragten eingesetzt, der sich auch in Sachsen-Anhalt beratend 

einbringt. Das „Kompetenznetzwerk Hochschulische Antisemitismusprävention“ (KoNHAP) 

der HRK und das Angebot von OFEK zur Beratung an Hochschulen sollten genutzt werden.  

 

MWU setzt sich dafür ein, dass das Seminar für jüdische Studien der Martin-Luther-

Universität im Einvernehmen mit der Universität gestärkt wird. Das Seminar übernimmt die 

Federführung für den erwähnten Zertifikatskurs für die Lehrkräfteausbildung. Es ist 

beabsichtigt, das Ilan-Forschungsprojekt am Seminar für eine nächste Periode mit einer 

klareren Zielbestimmung als bisher aufzusetzen sowie das Forschungsprojekt „Migration 

und Antisemitismus im europäischen Kontext“ fortzusetzen.  

 

Die Kooperation der Hochschule Harz mit der Moses-Mendelssohn-Akademie Halberstadt 

wird fortgesetzt und ist Teil der Zielvereinbarung 2025-2029. 

 

Bisher hat keine Hochschule ein Vorhaben mit Bundesforschungsförderung akquirieren 

können. Die Hochschule Harz und die Moses-Mendelssohn-Akademie Halberstadt haben im 

November 2025 in Kooperation mit der Universität Leipzig einen Förderantrag bei der 

„Förderrichtlinie Kulturerbe“ des Bundes eingereicht, über den noch nicht entschieden ist. 

Das Deutsche Jugendinstitut (DJI e.V.) in Halle, eines der größten sozialwissenschaftlichen 

Forschungsinstitute Europas, hat Forschungsmittel des Bundes für das Projekt 

„Antisemitismus in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit“ einwerben können. 
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13. Jüdisches Erbe und jüdische Kultur 

 

Das sind die prioritären Ziele: 

➢ Verstetigung und qualitative Weiterentwicklung der landesweiten Kulturtage 

➢ Weitere Stärkung der Kulturstätten in Dessau-Roßlau, Gröbzig und Halberstadt 

➢ Einvernehmliche Lösungen an den verschiedenen Orten im Umgang mit den 

Schmähplastiken unter Einbeziehung der jüdischen Gemeinschaft 

 

Seit 2021 werden landesweite jüdische Kulturtage durchgeführt, seit 2023 unter 

Trägerschaft des jüdischen Landesverbandes. In einem zukünftig dreijährigen Turnus gibt es 

jeweils ein Vor- und Nachbereitungsjahr und ein Jahr mit hervorgehobenen Projekten. Die 

Förderung ist staatsvertraglich vereinbart. Die Kulturtage 2026 sind am 8. März 2026 in der 

StK eröffnet worden und beinhalten Höhepunkte im Frühjahr und im Herbst. Im Jahr 2029 

sollen die Kulturtage den 300. Geburtstag Moses Mendelssohns besonders würdigen und 

mit der Landesinitiative „Sachsen-Anhalt und das 18. Jahrhundert“ verbunden werden.  

 

Das Berend Lehmann Museum in Halberstadt (in Trägerschaft der Moses Mendelssohn-

Akademie), das Museum Synagoge Gröbzig (in Trägerschaft des Landkreises Anhalt-

Bitterfeld) und das Moses Mendelssohn Zentrum (in Trägerschaft der Moses-Mendelssohn-

Gesellschaft e.V.) in Dessau tragen kontinuierlich dazu bei, Wissen über die 

jahrhundertlange Tradition jüdischen Lebens und jüdischer Kultur in Sachsen-Anhalt zu 

vermitteln. In den letzten Jahren ist es gelungen, die Vermittlungsarbeit umfassend zu 

stärken. Zusätzliche museumspädagogische Stellen wurden an allen drei Standorten 

geschaffen. Heute werden moderne Dauerausstellungen präsentiert, die auch 

außerschulische Lernorte sind. Darüber hinaus bieten die drei Häuser zahlreiche kulturelle 

Veranstaltungen an. Sie sind gut vernetzt, gerade auch mit dem heutigen jüdischen Leben. 

Die dauerhafte Unterstützung für Gröbzig und Halberstadt ist staatsvertraglich zugesagt und 

bleibt herausfordernd. 

 

Zum Umgang mit antijudaistischen Schmähplastiken gibt es Fortschritte, die in der 

Verantwortung der betreffenden Kirchengemeinden liegen. Der AA und weitere Partner 

wirken unterstützend: An der St.-Stephani-Kirche in Calbe/Saale wurde die Sichtbarkeit der 

Plastik durch eine künstlerische Verhüllung eingeschränkt. In Luthers Predigtkirche in 

Wittenberg ist ein außerschulischer Lern-, Bildungs- und Museumsort im Entstehen; er soll 

im November 2026 eröffnet werden. In beiden Fällen wurde die jüdische Gemeinschaft in 

die Überlegungen einbezogen, ohne den Kirchengemeinden ihre Entscheidungen 
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abzunehmen. Die Auseinandersetzung mit christlichem Antijudaismus und seinen 

Erzeugnissen wird auch in Sachsen-Anhalt herausfordernd bleiben.  

 

Das Deutsche Zentrum für Kulturgutverluste fördert seit Jahresbeginn 2026 ein zweijähriges 

Projekt „Erforschung von Objekten vermeintlich jüdischer Herkunft in der Fläche von 

Sachsen-Anhalt – die Tiefenprüfung nach dem Erstcheck“, in dessen Rahmen Objekte in 

mehr als 20 Museen untersucht werden. Die Objekte dokumentieren die Bedeutung 

jüdischen Lebens auf dem Gebiet des heutigen Landes Sachsen-Anhalt. Träger des 

Projektes ist das Berend Lehmann Museum in Kooperation mit dem Museumsverband. 

Neben einem Katalog zu den erforschten Judaica plant das Museum, die Ergebnisse des 

Projektes im Themenjahr 2029 in einer Ausstellung zu präsentieren.  

 

Die erwähnte, an die Landesverfassung angelehnte „Antisemitismusklausel“ im neuen 

Kulturfördergesetz soll den Missbrauch staatlicher Kulturförderung verhindern und 

gleichzeitig Kunst- und Meinungsfreiheit sichern. Wichtig ist nun die Implementierung einer 

landesweiten Strategie zur Sensibilisierung, Schulung und zum Austausch von Stakeholdern 

in der Kulturverwaltung, den Kulturinstitutionen und den weiteren Kulturakteurinnen und -

akteuren des Landes, um im Kulturleben des Landes und insbesondere im öffentlich 

geförderten Kulturbetrieb die Grundsätze der Demokratie und Menschwürde zu sichern. 

Hierfür soll zu Beginn der neuen Legislatur der erste Entwurf eines Handlungskonzepts 

erstellt werden. 

 

 

14. Gedenken, Erinnern, Sichtbar machen 

 

Die prioritären Ziele sind: 

➢ Machbarkeitsstudie für einen touristischen Wegs durch das jüdische Sachsen-Anhalt 

➢ Hinreichende Unterstützung für die Stiftung Gedenkstätten 

➢ Ein gesellschaftlicher Dialog über die „Zukunft der Erinnerung“ 

 

Zur Beauftragung einer Machbarkeitsstudie ist es bisher nicht gekommen. Das Ziel, 

Zeugnisse jüdischer Tradition im Land sichtbarer und ggf. touristisch nutzbar zu machen, 

sollte jedoch im Blick behalten werden. Auch eine aktuelle populärwissenschaftliche 

Publikation zur Bedeutung des jüdischen Lebens und zu entsprechenden Zeugnissen fehlt. 

 

Angesichts antisemitischer bzw. antiisraelischer Aktivitäten unter anderem an Gedenkstätten 

(„Free Germany from German guilt“, „Kufiyas in Buchenwald“) strebt die Stiftung 
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Gedenkstätten eine intensivere Zusammenarbeit mit dem AA an, die z.B. die Vermittlung 

entsprechender Weiterbildungsangebote für Mitarbeitende in der (historisch-) politischen 

Bildungsarbeit umfasst. 

 

Der Beirat zum „Landesprogramm für Demokratie, Vielfalt und Weltoffenheit“, dem der AA 

angehört, hat im Januar 2026 einen Beschluss zur „Gedenk- und Erinnerungskultur zur NS-

Zeit in Sachsen-Anhalt“ gefasst (https://lsaurl.de/iqCbf0). MS wird seine Umsetzung 

einfordern und den Austausch zur Thematik weiter gewährleisten. Es gilt insbesondere, 

neue Formate des Gedenkens in Anbetracht des Wegfalls von direkten Zeitzeugen zu 

finden. Hinzu kommt der Aspekt des Gedenkens in der Migrationsgesellschaft. Konkret wird 

dies im Rahmen turnusmäßiger Gedenktage, besonders am 9. Oktober (Attentat in Halle), 

am 9. November („Reichspogromnacht“) und am 27. Januar (Tag des Gedenkens an die 

Opfer des Nationalsozialismus).  

 

 

15. Freundschaft mit Israel 

 

Die prioritären Ziele sind: 

➢ Solidarität mit dem Staat Israel und mit seiner Zivilgesellschaft 

➢ Mehr Partnerschaften auf den verschiedenen Ebenen von Land und Kommunen 

➢ Wittenberg soll Sitz des geplanten Deutsch-Israelischen Jugendwerks werden 

 

Antisemitismus tarnt sich zunehmend als sog. „Antizionismus“ oder „Antiisraelismus“. Das 

Existenzrecht Israels ist Teil deutscher Staatsräson und kann nicht in Zweifel gezogen 

werden. Die Landesregierung sollte deshalb alle Bemühungen unterstützen, die mit den 

Mitteln des Rechtsstaates einer Infragestellung des Existenzrechts Israels entgegentritt. MI 

erwartet bei Einbürgerungen ein Bekenntnis zum Existenzrecht des Staates Israel. 

 

Sobald die Sicherheitslage es erlaubt, sollten wieder Bildungsreisen der LpB und weiterer 

Bildungsträger nach Israel, Schulaustausch und Kooperationsprojekte durchgeführt werden. 

Kommunale und Hochschulpartnerschaften sowie Wirtschaftskooperationen sollten verstärkt 

mit Leben erfüllt werden. Ein zentraler Impuls sollte möglichst bald von einer 

Delegationsreise des Ministerpräsidenten nach Israel ausgehen. Die jüdische Gemeinschaft 

sollte dabei einbezogen werden.  

 

Die Agentur ConAct – Koordinierungszentrum Deutsch-Israelischer Jugendaustausch, 

errichtet und gefördert vom Bund und u.a. auch vom Land Sachsen-Anhalt, hat ihren Sitz in 

https://lsaurl.de/iqCbf0
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Wittenberg und sollte weiterhin vom Land gefördert werden. Ihre anerkannte Expertise für 

die außerschulische Jugendbegegnung sollte stärker auch in Sachsen-Anhalt selbst genutzt 

werden. Auch wenn sich die Gründung eines Deutsch-Israelischen Jugendwerks leider noch 

immer nicht abzeichnet, so sollte die Landesregierung sich weiter dafür einsetzen, dass 

ConAct der Nucleus und der deutsche Sitz in Wittenberg ist.  

 

 

16. Verbindliche Strukturen schaffen und sichern 

 

Prioritäres Ziel ist: 

➢ Weitere Stärkung der aufgebauten Strukturen 

 

Nachhaltigkeit bei der Stärkung jüdischen Lebens und dem Kampf gegen Antisemitismus 

wird durch Verankerung in möglichst viele Regelstrukturen erreicht. Durch die Festlegungen 

in der Landesverfassung und in den beiden novellierten Staatsverträgen, darunter den 

finanzwirksamen Zusagen des Landes, wurde in den letzten Jahren Wichtiges erreicht.  

 

Das Landesprogramm sollte kontinuierlich fortentwickelt werden. Die Koordinierung sollte 

weiter zentral aus der StK heraus erfolgen. Alle Ressorts sollten sich weiterhin in der Pflicht 

wissen, ihren Beitrag zur Umsetzung zu leisten. Ein Umsetzungsbericht sollte weiterhin etwa 

im Abstand von zwei Jahren in Federführung der StK erstellt, im Kabinett beraten und dem 

Landtag zugeleitet werden.  

 

Der besonderen Bedeutung der jüdischen Gemeinschaft Rechnung tragend, prüft die 

Landesregierung, im Jahr 2027 eine auswärtige Kabinettssitzung in einer der beiden neu 

errichteten Synagogen zu ermöglichen. 

 

Der „Beirat für jüdisches Leben des Landes Sachsen-Anhalt“ sollte seine Tätigkeit 

fortsetzen, weiter hochrangig besetzt werden und nach Möglichkeit in seiner 

Zusammensetzung die Vielfalt des gesellschaftlichen Lebens im Land, auch des jüdischen, 

berücksichtigen.  

 

Die jüdische Gemeinschaft wünscht unverändert einen Beauftragten des Landes, der ihre 

Interessen wahrnehmbar vertritt, dessen Kompetenzen klar festgelegt sind und der direkten 

Zugang zum Ministerpräsidenten hat. In nahezu allen Ländern und im Bund ist dies der Fall. 

Der „Beirat für jüdisches Leben des Landes Sachsen-Anhalt“ unterstützt das Anliegen 
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insbesondere mit Blick auf die besonderen politischen Herausforderungen der nächsten 

Jahre. 

 

Parallel zum Vorsitz in der Ministerpräsidentenkonferenz 2026/2027 führt Sachsen-Anhalt ab 

dem 1. Oktober 2026 auch den Länder-Vorsitz in der „Gemeinsamen Bund-Länder-

Kommission zur Bekämpfung von Antisemitismus und zum Schutz jüdischen Lebens“ (BLK). 

Die Vorsitzzeit kann der weiteren Profilierung der Bemühungen des Landes und 

länderübergreifend dienen. Eine breite Öffentlichkeitskampagne des Landes gegen 

Antisemitismus, wie auch bereits in anderen Ländern durchgeführt, sollte geprüft werden.  

 

 

Rainer Robra 

 

 

 

Verzeichnis der Anlagen: 

1.) Protokoll zur Kabinettssitzung am 21. November 2023, TOP 6 „Zweiter 

Umsetzungsbericht zum Landesprogramm für jüdisches Leben in Sachsen-Anhalt und 

gegen Antisemitismus“ 

2.) Beschluss des Landtages vom 4. Februar 2021 „Antisemitismus, Rassismus und der 

Verbreitung von Hassideologien mit allen Mitteln des Rechtsstaates entgegentreten“ 

(Drs. 7/726)  

3.) Sprechzettel der Geschäftsführerin des Landesverbandes der Jüdischen Gemeinden in 

Sachsen-Anhalt, Frau Rimma Fil, zur Anhörung der Interministeriellen Arbeitsgruppe 

am 24. Februar 2026 in der Staatskanzlei 

4.) Erklärung des „Beirats für jüdisches Leben des Landes Sachsen-Anhalt“ zur 

Landtagswahl am 6. September 2026 

5.) Gesetz zum Vertrag zur Änderung des Vertrages des Landes Sachsen-Anhalt mit der 

Jüdischen Gemeinschaft zu baulich-technischen Sicherungsmaßnahmen, deren 

Wartung und zu Wachpersonal vom 8. Juli 2025 (GVBl. LSA Nr. 17/2025, S. 816) 

6.) Gesetz zum Vertrag zur Änderung des Vertrages des Landes Sachsen-Anhalt mit der 

Jüdischen Gemeinschaft in Sachsen-Anhalt vom 12. Dezember.2025 (GVBl. LSA Nr. 

9/2026, S. 185) 

7.) Antrag der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP im 

Deutschen Bundestag vom 5. November 2024 “Nie wieder ist jetzt – Jüdisches Leben 

in Deutschland schützen, bewahren und stärken“ (Deutscher Bundestag, Drs. 

20/13627) 
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8.) Antrag der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP im 

Deutschen Bundestag vom 28. Januar 2025 „Antisemitismus und Israelfeindlichkeit an 

Schulen und Hochschulen entschlossen entgegentreten sowie den freien Diskursraum 

sichern“ (Deutscher Bundestag, Drs. 20/14703) 

9.) Beschluss des Bundesrates vom 30.1.2026 – „Nie wieder!" - Entschließung des 

Bundesrates zur Bekämpfung des politischen und religiösen Extremismus anlässlich 

des Holocaustgedenktages (Drs. 37/26) 

10.) Beschluss des Bundesrates vom 2.2.2024 „Entschließung des Bundesrates 

„Antisemitismus effektiv bekämpfen - Existenzrecht Israels schützen“ (Drs. 647/23) 

11.) Ergebnisprotokoll der Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs der 

Länder am 5. März 2026, TOP 19 „Antiisraelischen und antisemitischen Straftaten und 

Vorfällen entschlossen entgegentreten“ 

 

 

 


